Deutſche 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 


Amtsblatt des Reichs: und Preußiſchen Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung und der Anterrichts⸗Verwaltungen der anderen Länder 


Herausgegeben vom Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 


Berlin 5. Juni 1937 


Schriftleitung: 
Berlin W 8, Unter den Linden 69 


s= 
I 


Jahrgang 3 Heft 11 
Verlag: 


Weidmannſche Verlagsbuchhandlung 
Berlin SW 68, Zimmerſtraße 94 
Sammelnummer: 12 73 51 


Erſcheint am 5. und 20. jedes Monats. Bezug durch die Poſt. Bezugspreis vierteljährlich 1,95 RM. 


Beim Poſtbezug ſind hierin die Zeitungsgebühr von 14 Pf. und die Verpackungskoſten von 8 Pf. enthalten. Die Zuſtellungsgebühr beträgt im Vierteljahr 12 Pf. 


Inhalt 


Seite 


Amtlicher Teil 


Für das Reich und Preußen: 
Perſonal nachrichten 262 


Amtliche Erlaſſe 


des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 


Allgemeine Verwaltungsſachen 

Für das Reich: 

282. Sonderurlaub zur Teilnahme am Reichstreffen des 
Reichsbundes der Kinderreichen vom 5. bis 7. Juni 
1937 in Frankfurt a. M. Vom 28. Mai 1937. 262 

283. Zugehörigkeit von Beamten zu Freimaurerlogen, 
anderen Logen 9985 logenähnlichen Organiſationen. 
Vom ; :e. 262 

284. Verzeichnis der dei Verſorgungsanwärtern in meinem 
Geſchäftsbereich vorbehaltenen Beamtenſtellen. Vom 
/ d a 263 

285. Bezeichnung der Weltanſchauungsgemeinſchaft 
„Deutſche Gotterkenntnis (Haus Ludendorff)“. Vom 
nne ,, een en 266 


a Wiſſenſchaft 

Für das Reich: 

286. Nichtwiſſenſchaftliche Leiſtungen zur Erlangung der 
Dozentur (Dozentenlehrgang). Vom 11. Mai 1937. 266 

Für Preußen: 

287. Aufnahmen an den preußiſchen Hochſchulen für Lehrer⸗ 
bildung und an der Hochſchule für Lehrerbildung in 
Saarbrücken zum Herbſt 1937. Vom 12. Mai 1937. 267 


Erziehung 
Für das Reich: 
a) Allgemeine Abteilung 
288. Erfaſſung und Verwertung von Altmaterial. Vom 
e ee e an ec 268 
b) Volks⸗ und Mittelſchulen 


289. Grundliſte für Schülerbüchereien der Volksſchulen. 
nee,, messe: Ne 268 
290. Religionsunterricht. Vom 13. Mai 193 268 


c) Höhere Schulen 
291. Behandlung der Nichtſchüler, die demnächſt die 


Oberſekunda⸗ oder Reifeprüfung ablegen wollen. 
r a0 ae 269 


Seite 

292. Engliſche Lehrbücher für Sexta. Vom 19. Mai 1937 269 
293. Vorläufige Richtlinien für die Abhaltung wetterkund⸗ 

1947 Lehrerkurſe im Reichswetterdienſt. Vom 19. Mai en 

e 7 


e) Landwirtſchaftliches Ausbildungsweſen 
294. Volkswirtſchaft — Hauswirtſchaft. Vom 18. Mai 1937 271 


Für Preußen: 
b) Volks⸗ und Mittelſchulen 


295. Feſtſtellung der Mehrſtellen für den Sonderbeitrag 
der Gemeinden und den Staatsbeitrag zur Landes⸗ 
ſchülkaſſe Lo z mai ds 8 271 


c) Höhere Schulen 


296. Lehrdienſtarbeitsgemeinſchaften für die Philologie⸗ 
ſtudierenden. Vom 22. Mai 1977700. 272 


d) Berufliches Ausbildungsweſen 
297. Ferienpraxis der Lehrperſonen an Berufs⸗ und Fach⸗ 
ee , og Be 272 
e) Landwirtſchaftliches Ausbildungsweſen 


298. Schulaufſicht über das landwirtſchaftliche Schulweſen; 
hier: Dienſtſitz und Dienſtbezirk der N und 


Landwirtſchaftsſchulräte. Vom 11. Mai 1 8 273 
299. Abſchlußzeugnis für die 19 an Landfrauen 
ſchulen. Vom 13. Mai 1937777 „ 273 
Volksbildung 


Für das Reich: 

300. Einziehung des aus den öffentlichen Volksbüchereien 
ausgeſonderten ebony und unerwünſchten Schrift⸗ 
e e e ee IST ee 274 

301. Filmaufnahmen unter b der Hochſchulen u 
wiſſenſchaftlichen Anſtalten. Vom 19. Mai 1937 . . . 274 


Körperliche Erziehung 
Für das Reich: 
302. Vein chr „Leibesübungen und körperliche Erziehung“. 
id,, een 275 


Für Preußen: 
303. Dezernenten für Leibesübungen und körperliche Er⸗ 
ziehung bei den Oberpräſidenten. Vom 13. Mai 1937 275 


der Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 
Keine 


262 Amtlicher Teil 


Amtlicher Teil 


Perſonalnachrichten 


Der Regierungsrat Rum pp aus Stuttgart iſt 
in gleicher Dienſteigenſchaft endgültig in das 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung übernommen worden. 


Es iſt ernannt worden: 


zum Oberſchulrat bei der Kultur⸗ und Schul⸗ 
behörde in Hamburg der Schulrat Hans Kreß. 


Es ſind übertragen worden: 


dem Regierungsbaumeiſter a. D. Dipl.⸗Ing. 
Ulrich Fiſcher in Stuttgart unter Ernennung 
zum ordentlichen Profeſſor in der Fakultät für Bau⸗ 
weſen der Techniſchen Hochſchule in Breslau der 
Lehrſtuhl für Eiſenbeton- und Maſſivbrückenbau, 

dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. phil. habil. Karl Rode in Breslau unter Er⸗ 
nennung zum ordentlichen Profeſſor in der Fakultät 


Amtliche 


Allgemeine Verwaltungsſachen 


a) Für das Reich 


282. Sonderurlaub zur Teilnahme am Reichs: 
treffen des Reichsbundes der Kinderreichen 
vom 5. bis 7. Juni 1937 in Frankfurt a. M. 


(1) Vom 5. bis 7. Juni 1937 findet in Frankfurt 
a. M. ein Reichstreffen des Reichsbundes der Kinder⸗ 
reichen ſtatt. 

(2) Im Hinblick auf die bevölkerungspolitiſche 
Bedeutung, die dem Reichsbund der Kinderreichen 
für die Beſtanderhaltung des deutſchen Volkes 
zukommt, kann ausnahmsweiſe den Behörden⸗ 
angehörigen, die Amtsträger des Reichsbundes ſind, 
auf Antrag der erforderliche Urlaub zur Teilnahme 
an dieſem Treffen mit Fortzahlung der Bezüge und 
ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub gewährt 
werden, ſoweit dienſtliche Belange nicht entgegen⸗ 
ſtehen. 

Berlin, den 19. Mai 1937. 


Zugleich im Namen ſämtlicher Reichsminiſter, 
des Preußiſchen Miniſterpräſidenten und ſämtlicher 
Preußiſchen Staatsminiſter: 

Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 

öffentlichen Rechts. — II 8 B 6461/2189. 


* * 
* 


für Bergbau, Chemie und Hüttenkunde der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule in Aachen der Lehrſtuhl für 
Geologie und Paläontologie. 


Es iſt beſtätigt worden: 

die Wahl der ordentlichen Profeſſoren an der 
Univerſität Berlin Dr. Ferdinand Sauerbruch 
und Dr. Eugen Fiſcher zu ordentlichen Mit⸗ 
gliedern der Phyſikaliſch⸗Mathematiſchen Klaſſe 
und des ordentlichen Profeſſors an der Univerſität 
Göttingen Dr. Ludwig Prandtl zum aus 
wärtigen ordentlichen Mitglied der Phyſikaliſch⸗ 
Mathematiſchen Klaſſe der Preußiſchen Akademie 
der Wiſſenſchaften in Berlin, 

die Berufung des Studienrats Friedrich Tewes 
am ſtädtiſchen Reformrealgymnaſium nebſt Oberreal⸗ 
ſchule in Hameln zum Oberſtudienrat einer höheren 
Schule der Stadt Hameln. 


Erlaſſe 


Wird hiermit veröffentlicht. 
Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 28. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 


Bekanntmachung. — 2 II a 2157. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 262.) 


283. Zugehörigkeit von Beamten zu Frei⸗ 
maurerlogen, anderen Logen oder logen⸗ 
ähnlichen Organiſationen. 


(1) In Ergänzung des Runderlaſſes vom 2. Sep⸗ 
tember 1936 — II S B 6190/4008 — (RM Bli V. 
S. 1186) beſtimme ich folgendes: 

1. Ob ein Beamter ſich nachweislich Verdienſte 
um die nationalſozialiſtiſche Bewegung erworben 
hat, iſt bei den Beamten des höheren Dienſtes im 
Benehmen mit dem Stellvertreter des Führers, 
bei den übrigen Beamten im Benehmen mit der 
zuſtändigen Gauleitung der NSDAP. feſtzuſtellen. 

2. Im Sinne von Ziff. 6 Satz 1 iſt in Perſonal⸗ 
angelegenheiten beſchäftigt, wer in Perſonal⸗ 
angelegenheiten zu entſcheiden oder ſolche Ent⸗ 
ſcheidungen vorzubereiten hat. Ohne Zuſtimmung 
des Stellvertreters des Führers ſind demgemäß 
frühere Angehörige von Freimaurerlogen uſw. 
insbeſondere nicht mehr zu verwenden: 
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a) als Behördenvorſtände und deren ſtändige 
Vertreter; dabei iſt ohne Bedeutung, ob ein 
Beamter kraft Geſetzes oder kraft beſonderer 
Beſtellung ſtändiger Vertreter des Behörden⸗ 
vorſtandes iſt; 

b) allgemein als Perſonalſachbearbeiter; 

c) als geſchäftsleitende Beamte und deren regel- 
mäßige Vertreter; 

d) als Mitglieder von Dienſtſtrafgerichten. 
Dagegen bezieht ſich das Verbot der Verwendung 
nicht auf ſolche früheren Angehörigen von Frei⸗ 
maurerlogen uſw., die lediglich aus Anlaß der Be⸗ 
arbeitung ihres Hauptſachgebietes im Zuſammen⸗ 
hange damit ſtehende Vorſchläge für Ernennung 
und Beförderung gewiſſer techniſcher Beamten⸗ 
gruppen zu machen haben. Zu Perſonalangelegen⸗ 
heiten im Sinne von Ziff. 6 Satz 1 gehören nicht 
Entſcheidungen oder ihre Vorbereitung in Be⸗ 
ſoldungs⸗, Verſorgungs⸗ und ähnlichen Augelegen- 
heiten, die auf Grund von geſetzlichen oder Ver⸗ 
waltungsvorſchriften behandelt werden, ohne daß 
is Ermeſſensfragen zu prüfen und zu entſcheiden 
Ind. 

(2) Ziff. 6 des Runderlaſſes findet auf alle im 
Amt befindlichen Beamten Anwendung. 

(3) Notfalls ſind die in Betracht kommenden 
Beamten nach § 5 BBG. “) zu behandeln. 

(4) Soweit in vereinzelten Fällen Bürger⸗ 
meiſter, Leiter von Gemeindeverbänden oder ſolche 
Gemeindebeamte, deren Einzelamt die fachlich 
bedingte Bearbeitung von Perſonalſachen un⸗ 
umgänglich erfordert (3. B. Stadtſchulräte), unter 
die Vorausſetzungen des Runderlaſſes fallen, ergeht 
demnächſt noch eine beſondere Anweiſung. Über 
Fälle dieſer Art bitte ich mir ſofort, ſpäteſtens bis 
zum 1. Juni 1937, zu berichten. 

Berlin, den 22. April 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, das Reichsbankdirektorium, den 
Preußiſchen Miniſterpräſidenten und den Preu⸗ 
ßiſchen Finanzminiſter. — II S B 6190 4/1470. 

* 95 ** 

Abſchrift überſende ich unter Bezugnahme auf 
meinen Runderlaß vom 3. Oktober 1936 — Z II a 
3026 — (RMinAmtsblDtſch Wiſſ. S. 447) zur 
Kenntnis. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 5. Mai 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord— 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
2 II a 1699. 

(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1937 S. 262.) 


*) Vgl. RGBl. 1933 I S. 175. 


284. Verzeichnis der den Verſorgungs⸗ 
anwärtern in meinem Geſchäftsbereich vor⸗ 
behaltenen Beamtenſtellen. 


Nachſtehend gebe ich Kenntnis von dem im 
Reichsminiſterialblatt Nr. 16 vom 24. April 1937 
auf Seite 177 ff. veröffentlichten neuaufgeſtellten 
Verzeichnis der den Verſorgungsanwärtern in 
meinem Geſchäftsbereich vorbehaltenen Beamten⸗ 
ſtellen. Das Verzeichnis tritt an die Stelle der in 
Nr. 43 des Reichsminiſterialblattes vom 2. No⸗ 
vember 1934 S. 686 ff. und Nr. 45 a. a. O. vom 
9. November 1935 S. 814 ff. abgedruckten Ver⸗ 
zeichniſſe (vgl. meinen an die nachgeordneten Reichs⸗ 
dienſtſtellen gerichteten Runderlaß vom 15. November 
1934 — R A 572 — und den an die nachgeordneten 
preußiſchen Dienſtſtellen gerichteten Runderlaß vom 
17. Januar 1936 — 2 IIa 152 —, RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 47), ſoweit dieſe Verzeichniſſe die 
vorbehaltenen Beamtenſtellen enthalten; beide Ver⸗ 
zeichniſſe behalten, ſoweit ſie Stellen enthalten, die 
im Wege des Privatdienſtvertrags zu beſetzen ſind, 
ihre Gültigkeit. 

Der in meinen Runderlaſſen vom 15. November 
1934 — RA 572 — (für die Reichsdienſtſtellen) und 
vom 17. Januar 1936 — 2 II a 152 — (RMin.⸗ 
AmtsblDtſch Wiſſ. S. 46) (für die preußiſchen Dienſt⸗ 
ſtellen) auf den 15. April j. Is. feſtgeſetzte Termin 
für die Vorlage von Nachträgen oder Veränderungs⸗ 
anzeigen zu den Stellenverzeichniſſen wird für die 
Beamtenſtellen aufgehoben, für die Stellen jedoch, 
die im Wege des Privatdienſtvertrages zu beſetzen 
ſind, aufrechterhalten. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſf. veröffentlicht. 


Verzeichnis 
der den Verſorgungsanwärtern vorbehaltenen 
Beamtenſtellen. 


Geſchäftsbereich des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Das nachſtehende Stellenverzeichnis tritt an die 
Stelle der in Nr. 43 des Reichsminiſterialblatts 
vom 2. November 1934 S. 686 ff. und Nr. 45 vom 
9. November 1935 S. 814 ff. abgedruckten Ver⸗ 
zeichniſſe. 


Vorbemerkungen. 


1. Die Bewerbungsgeſuche ſind an den Uni⸗ 
verſitätskurator Berlin, Zentralvormerkungsſtelle für 
Verſorgungsanwärter für den Geſchäftsbereich des 
Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung, Berlin C 2, 
Kaiſer⸗Franz⸗Joſeph⸗Platz, zu richten. 

Die Stellen (Laufbahngruppen) ſind genau zu 
bezeichnen. 


2. Dem Bewerbungsgeſuch, das mit genauer 
Anſchrift zu verſehen iſt, ſind beizufügen: 
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a) der Verſorgungsſchein (in beglaubigter Ab⸗ 
ſchrift), 

b) Führungszeugniſſe (in beglaubigter Abſchrift), 
und zwar: 

1. militäriſches Führungszeugnis für die ge⸗ 
ſamte Dienſtzeit bei der Wehrmacht, 

2. polizeiliche Führungszeugniſſe für die Zeit 
von der Entlaſſung aus der Wehrmacht bis 
zur Bewerbung, gegebenenfalls auch für 
etwaige Unterbrechungen der Dienſtzeit bei 
der Wehrmacht, 

c) eine Darſtellung des Lebenslaufs, von dem 

Bewerber verfaßt und handſchriftlich gefertigt, 

mit näheren Angaben über die perſönlichen 

Verhältniſſe — Lebens⸗ und Bildungsgang, 

Familienſtand, Zahl und Geburtstag der 

Kinder —, 

eine Schuldenfreiheitserklärung, 

Schlußſchulzeugniſſe — Abſchlußzeugniſſe der 

Wehrmachtfachſchulen uſw. — (in beglaubigter 

Abſchrift), 

f) ein amtsärztliches Zeugnis über die körperliche 
Tauglichkeit (in beglaubigter Abſchrift), 

g) bei Bewerbungen um Stellen des einfachen 
mittleren Dienſtes: Nachweis der Kenntnis der 
deutſchen Einheitskurzſchrift und der Maſchinen⸗ 
ſchrift, ſoweit die Schulzeugniſſe (ſiehe e) keine 
Angaben hierüber enthalten, 

h) bei Bewerbungen von Verſorgungsanwärtern, 
die Übergangsgebührniſſe bzw. Übergangs⸗ 
bezüge erhalten: Angabe der Stelle, die für 
die Auszahlung der Gebührniſſe bzw. Bezüge 
zuſtändig iſt. 


3. Für alle Stellen wird verlangt: entſprechende 
körperliche Rüſtigkeit, Geſundheit, Nüchternheit, 
Zuverläſſigkeit, geordnete Lebensverhältniſſe, ariſche 
Abſtammung des Verſorgungsanwärters und ge⸗ 
gebenenfalls ſeiner Ehefrau und nationale Zu⸗ 
verläſſigkeit. 


e e 
— — 


4. Die Vormerkung erfolgt für die Eingangs⸗ 
ſtellen folgender Laufbahngruppen: 


A. Nichttechniſcher Dienſt: 
I. Unterer Dienſt: 
a) ohne handwerkliche Kenntniſſe, 
b) mit handwerklichen Kenntniſſen. 
II. Einfacher mittlerer Dienſt. 
B. Techniſcher Dienſt: 


I. Unterer Dienſt. 
II. Einfacher mittlerer Dienſt. 


5. Da die Anſtellungsbehörden nicht die Mög⸗ 
lichkeit haben, den Anwärtern für die gehobene 
mittlere Verwaltungslaufbahn die zur Ablegung der 
Inſpektorprüfung erforderliche Ausbildung zuteil 
werden zu laſſen, werden in dieſe Stellen nur ſolche 
Bewerber einberufen, die die Prüfung für den 
gehobenen mittleren Verwaltungsdienſt bei einer 
ſtaatlichen preußiſchen oder Reichsverwaltung bereits 
abgelegt haben. Eine Vormerkung für dieſe Stellen 
erfolgt nicht. 


6. Die Stellen im Miniſterium werden nur 
durch Beamte beſetzt, die, erforderlichenfalls nach 
Ablegung der allgemein vorgeſchriebenen Prüfung, 
ſich bereits bei anderen Dienſtſtellen bewährt und 
durch eine Probedienſtzeit ihre Eignung dargetan 
haben. Vormerkungen für dieſe Stellen finden 
daher nicht ſtatt. 

7. Beförderungsſtellen werden in der Regel 
durch bereits angeſtellte Beamte gleicher oder 
niederer Beſoldungsgruppen beſetzt. Vormerkungen 
für dieſe Stellen finden daher nicht ſtatt. Soweit 
Beamte für die Beförderungsſtellen nicht in Frage 
kommen, erfolgt die Stellenbeſetzung durch Ein⸗ 
berufung der für die entſprechende Laufbahn vor⸗ 
gemerkten Verſorgungsanwärter. 

8. Die Verſorgungsanwärter werden bei Lauf⸗ 
bahnen mit den Eingangsſtellen in den Reichs⸗ 
beſoldungsgruppen A 12 bis 9 — unterer Dienſt — 
auf halbjährige Probe angeſtellt, bei Laufbahnen 
mit der Eingangsſtelle in A 8 a bis 4 — einfacher 
mittlerer Dienſt — zu einer einjährigen Probe⸗ 
leiſtung (Ausbildung) einberufen. 

9. Die Anwärter für Stellen des einfachen 
mittleren Verwaltungsdienſtes (z. B. Verwaltungs-, 
Kaſſen⸗, Büro⸗, Alumnatsaſſiſtenten und ⸗ſekretäre, 
Inſpektoren an den Nationalpolitiſchen Erziehungs⸗ 
anſtalten, Schloßinſpektoren uſw.) haben nach Ab⸗ 
legung einer einjährigen Vorbereitungszeit ihre 
Eignung für die gewählte Laufbahn durch Ablegung 
einer Prüfung nach den Prüfungsbeſtimmungen 
vom 8. Jannar 1937 (RMinAmtsblStſch Wiſſ. S. 22) 
darzutun. 


A. Nichttechniſcher Dienſt. 


I. Unterer Dienſt: 
a) ohne handwerkliche Kenntniſſe. 


1. Wachtmänner (BeſGr. A 12): 


2. Gartenaufſeher (BeſGr. A 12 und 11): 
Alter nicht über 40 Jahre, Größe mindeſtens 
1,70 m. — Beförderungs möglichkeit zum 
Gartenoberaufſeher (BeſGr. A 10 b). 


3. Akademie⸗, Amts⸗, Atelier⸗, Bibliotheks⸗, In⸗ 
ſtituts⸗, Kaſſen⸗ und Schulgehilfen ſowie Boten⸗ 
meiſter, Kaſtellane (BeſGr. A 11): 

Vgl. auch unter A 1 4. — Beförderungs⸗ 
möglichkeit zum Hausinſpektor, Hausmeiſter, 
Kaſtellan, Magazinverwalter, Pedell, Ober- 
pedell (BeſGr. A 10 b). 


b) mit handwerklichen Kenntniſſen. 
(Vgl. auch unter BL) 


4. Akademie⸗, Amts⸗, Atelier⸗, Bibliotheks⸗, In⸗ 
ſtituts⸗ und Schulgehilfen (BeſGr. A 11): 

Gelernte Handwerker werden bevorzugt ein⸗ 
geſtellt; bei den Muſithochſchulen ſolche, die 
außerdem muſikaliſche Kenntniſſe beſitzen. — 
Vgl. auch unter A1 3. — Beförderungs⸗ 
möglichkeit zum Hausinſpektor, Pedell, Tech⸗ 
niſchen Gehilfen (BeſGr. A 10 b) und zum 
Magazinmeiſter (BeſGr. A 9). 


— 
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5. Muſeumsaufſeher (BeſGr. A 11): 


Alter nicht über 40 Jahre. Gelernte Hand- 
werker werden bevorzugt eingeſtellt. — Be⸗ 
förderungsmöglichkeit zum Muſeumsober⸗ 
aufſeher, Techniſchen Gehilfen, Hausinſpektor, 
Hausmeiſter, Kaſtellan, Hilfsreſtaurator 
(BeſGr. A 10 b) und zum Magazinmeiſter 
(BeſGr. A 9). 


6. Schloßaufſeher (BeſGr. K 11): 


Alter nicht über 40 Jahre, Größe mindeſtens 
1,70 m, ohne Sprachfehler. Gelernte Hand⸗ 
werker (z. B. Tiſchler, Vergolder, Maler, 
Stukkateur, Tapezierer uſw.) werden be⸗ 
vorzugt eingeitellt. — Beförderungsmöglichkeit 
zum Schloßwart, Schloßvogt (BeſGr. A 10 b) 
und zum Schloßverwalter (BeſGr. A 9). 


II. Einfacher mittlerer Dienſt: 


. Dan uz und Kaſſenaſſiſtenten (BeſGr. 
a)! 

Abſchlußprüfung I. — Beförderungsmöglichkeit 

zum Sekretär, Regierungs⸗, Verwaltungs⸗, 

Kaſſenſekretär (BeſGr. A 7 a) und zum Ver⸗ 

waltungs⸗ und Rechnungsführer (BeſGr. A te). 


2. Schloßinſpektoren (BeſGr. A 7 a): 


Abſchlußprüfung J. — Alter nicht über 40 Jahre, 

Größe mindeſtens 1,70 m, ohne Sprachfehler. 

— Beförderungsmöglichkeit zum Schloßober⸗ 

inſpektor (BeſGr. A te). 

Inſpektoren bei den Nationalpolitiſchen Er⸗ 

ziehungsanſtalten (BeſGr. A5 b): 
Abſchlußprüfung J. 


B. Techniſcher Dienſt. 


J. Unterer techniſcher Dienſt: 
(Vgl. auch unter A1 b.) 


Techniſche Gehilfen, Techniſche Amtsgehilfen, 
Laboratoriumsgehilfen, Materialienverwalter 
(BeſGr. A 10 bp): 

Die Stellen werden in der Regel aus der 
Reihe der Beamten des nichttechniſchen 
Dienſtes aus gleichen oder niederen Be— 
ſoldungsgruppen beſetzt. Im übrigen werden 
Bewerber, die beſondere Kenntniſſe in Labora⸗ 
toriumsarbeiten oder eine den beſonderen 
Bedürfniſſen der Stelle entſprechende Be⸗ 
fähigung nachweiſen, bevorzugt eingeftellt. — 
Beförderungsmöglichkeit zum Laboranten, 
Laboratoriumswerkmeiſter (BeſGr. A 10 a) 
und zum Magazinmeiſter (BeſGr. A 9). 


2. Aquarienverwalter (BeſGr. A 10 b): 
Entſprechende Kenntniſſe. 

. Schloßbauwart der Marienburg (BeſGr. K 10 p): 
Bauhandwerker. 

. Oberaufſeher der Waſſerkünſte (BeſGr. A 10 b): 
Entſprechende techniſche Kenntniſſe. 


5. Amtsgehilfe und Leitungsprüfer beim Stift 


Neuzelle (BeſGr. A 10 b): 
Bewerber muß verheiratet ſein, Sicherheit 
im Rechnen und Gewandtheit im Schreiben 
ſowie Kenntniſſe in der Elektrotechnik beſitzen. 


6. Laboratoriumswerkmeiſter (BeſGr. A 10 a): 


Meiſterprüfung als Elektriker, Feinmechaniker, 
Schloſſer oder Werkzeugbauer und Kenntniſſe 
vom Weſen und Betrieb der Maſchinen und 
Apparate. — Beförderungsmöglichkeit zum 
Hilfswerkmeiſter (BeſGr. A 9) und zum Erſten 
Laboratoriumswerkmeiſter (Beſ cr. A 8 a) 
mit Beförderungsmöglichkeit zum Werkmeiſter 
und Erſten Werkmeiſter (BeſGr. A 7 p). 


7. Obermaſchiniſten, Maſchiniſten (BeſGr. K 10 a): 


Prüfungs- oder Befähigungszeugnis als See⸗ 
maſchiniſt II (C 3) oder Werkmeiſterprüfung; 
für die Stellen der Obermaſchiniſten bei den 
Staatlichen Muſeen: Nachweis der beruflichen 
Ausbildung als Schloſſer, Maſchinenbauer, 
Keſſelſchmied oder Elektriker und einer drei⸗ 
jährigen Praxis als Monteur, auf welche die 
Zeit angerechnet werden kann, die der Be⸗ 
werber als Unteroffizier im techniſchen 
Truppendienſt oder als techniſcher Unter⸗ 
offizier an Bord von Schiffen der Kriegs⸗ 
marine abgeleiſtet hat. — Beförderungs⸗ 
möglichkeit zum Maſchinenmeiſter (BeſGr. 
A 9) und zum Erſten Maſchinenmeiſter 
(BeſGr. A 7 b). 


. Oberbefchlagichmiede (BeſGr. A 10 a): 


Meiſterprüfung als Schmied und Zeugnis 
zum Hufbeſchlaglehrmeiſter. 


. Obertiſchler (BeſGr. A 10 a): 


Meiſterprüfung als Tiſchler; muß längere Zeit 
als Tiſchlergeſelle gearbeitet haben. 


. Maſchinenmeiſter (BeſGr. A 9): 


Meiſterprüfung (Maſchinenbaufach) oder 
Werfmeilterprüfung oder Prüfungs⸗ oder 
Befähigungszeugnis als Seemaſchiniſt II (C3). 
Bewerber muß mindeſtens 5 Jahre als Unter⸗ 
offizier im techniſchen Truppendienſt oder als 
techniſcher Unteroffizier an Bord von Schiffen 
der Kriegsmarine Dienſte getan haben und 
zur Beaufſichtigung einer umfangreichen und 
vielſeitigen Maſchinen⸗ und Keſſelanlage und 
zur Anleitung des Perſonals geeignet jein. — 
Beförderungsmöglichkeit zum Erſten Ma⸗ 
ſchinenmeiſter (Beſ Gr. A 7 b) und zum 
Maſchinenbetriebsleiter (BeſGr. A 5 b). 


11. Hilfswerkmeiſter (BeſGr. A 9): 


Mechanikermeiſter⸗ oder Werkmeiſterprüfung. 
— Beförderungsmöglichkeit zum Erſten 
Laboratoriumswerkmeiſter (BeſGr. A 8 a) 
und zum Werkmeiſter, Erſten Werkmeiſter 
(BeſGr. A 7 bp). 


II. Einfacher mittlerer techniſcher Dienſt: 


1. Erſte Laboratoriumswerkmeiſter (BeſGr. A 8 a): 


Die Stellen werden in der Regel im Wege 
der Beförderung beſetzt. — Im übrigen 
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Mechanikermeiſter⸗ oder Werkmeiſterprüfung 
in Verbindung mit Abſchlußprüfung I einer 
Wehrmachtfachſchule für Technik. Beförde⸗ 
rungs möglichkeit zum Werkmeiſter, Erſten 
Werkmeiſter (BeſGr. A 7 b). 


25 e und Erſter Werkmeiſter (BeſGr. 
A7 b): 


Die Stellen werden in der Regel im Wege der 
Beförderung beſetzt. — Im übrigen Me⸗ 
chanikermeiſter⸗ oder Werkmeiſterprüfung in 
Verbindung mit Abſchlußprüfung I einer 
Wehrmachtfachſchule für Technik. 
3. Erſte Maſchinenmeiſter (BeſGr. A 7 b): 

Die Stellen werden in der Regel im Wege 
der Beförderung beſetzt. — Im übrigen Meiſter⸗ 
prüfung (Maſchinenbaufach) oder Werkmeiſter⸗ 
prüfung in Verbindung mit Abſchlußprüfung 1 
einer Wehrmachtfachſchule für Technik oder 
Prüfungs⸗ oder Befähigungszeugnis als See⸗ 
maſchiniſt I (C 4). Bewerber muß mindeſtens 
5 Jahre als Unteroffizier im techniſchen 
Truppendienſt oder als techniſcher Unteroffizier 
an Bord von Schiffen der Kriegsmarine Dienſt 
getan haben und zur Beaufſichtigung einer 
umfangreichen und vielſeitigen Maſchinen⸗ 
und Keſſelanlage und zur Anleitung des Per⸗ 
ſonals geeignet ſein. — 1 Jahr Probe⸗ 
dienſtzeit. — Beförderungsmöglichkeit zum 
Maſchinenbetriebsleiter (BeſGr. A 5 b). 


4. Erſte Maſchinenmeiſter bei den Techniſchen 
„ für Maſchinenweſen (Beißr, 
ADD): 

Die Stellen werden in der Regel im Wege 
der Beförderung beſetzt. — Im übrigen Meiſter⸗ 
prüfung (Maſchinenbaufach) oder Werkmeiſter⸗ 
prüfung in Verbindung mit Abſchlußprüfung I 
einer Wehrmachtfachſchule für Technik oder 
Prüfungs⸗ oder Befähigungszeugnis als See⸗ 
maſchiniſt I (C 4). Bewerber muß mindeſtens 
5 Jahre als Unteroffizier im techniſchen 
Truppendienſt oder als techniſcher Unteroffizier 
an Bord von Schiffen der Kriegsmarine Dienſt 
getan haben und zur Beaufſichtigung einer 
umfangreichen und vielſeitigen Maſchinen⸗ und 
Keſſelanlage und zur Anleitung des Perſonals 
geeignet ſein. — 1 Jahr Probedienſtzeit. 

5. Fiſchereiſachverſtändiger (Biologiſche Anſtalt auf 
Helgoland) (BeſGr. A 5 b): 

Befähigungszeugnis als Seeſteuermann in 
kleiner Hochſeefiſcherei (B 2), Kenntniſſe in der 
praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Fiſcherei, der 
techniſchen Fangvorrichtungen und in der Tier⸗ 
und Pflanzenwelt. 

Er 


Berlin, den 13. Mai 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 
An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Z IIa 989/37. 
(R Min AmtsblOtſchWiſſ. 1937 S. 263.) 


285. Bezeichnung der Weltanſchauungs⸗ 
gemeinſchaft „Deutſche Gotterkenntnis (Haus 
Ludendorff)“. 

(1) Die „Deutſche Gotterkenntnis (Haus Luden⸗ 
dorff)“ gehört zu den in Abſ. 3 a des Runderlaſſes 
vom 26. November 1936 (RMBli V. S. 1575) er⸗ 
wähnten Weltanſchauungsgemeinſchaften, deren 
Eintragung in amtliche Liſten, Regiſter uſw. in 
gleicher Weiſe wie bei den Religionsgeſellſchaften 
auf die Erklärung der Beteiligten hin erfolgen muß. 
Die Bezeichnung „Deutſche Gotterkenntnis (Haus 
Ludendorff)“ kann durch die Bezeichnung „Gott⸗ 
erkenntnis (L.)“ abgekürzt werden. 


(2) Dieſer Runderlaß gilt für alle Verwaltungen. 
Berlin, den 8. Mai 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 
An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 


meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — IB 1. 3/154. 


Wird hiermit unter Bezugnahme auf meine 
Bekanntmachung vom 8. Dezember 1936 — 7 II a 
3792 II M — (RMinAmtsblOtſch Wiſſ. S. 529) 
veröffentlicht. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinelmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 21. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 
Bekanntmachung. — Z IIa 1964. 
(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 266.) 


b) Für Preußen 


Wiſſenſchaft 
a) Für das Reid) 


286. Nichtwiſſenſchaftliche Leiſtungen zur 
Erlangung der Dozentur (Dozentenlehrgang). 


Im Hinblick auf die den einzelnen Teilnehmern 
zur Verfügung ſtehende Zeit ſollen Gemeinſchafts⸗ 
lager und Dozentenlehrgang einſtweilen künftig 
miteinander verbunden werden und als „Dozenten 
lehrgang“ vier Wochen in Anſpruch nehmen. 
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In Abänderung der bisherigen Anordnungen 
teile ich mit, daß die Meldung zu dem Dozenten⸗ 
lehrgang von dem Zeitpunkte ab bereits möglich iſt, 
in dem der Dekan der Fakultät (Abteilung) die 
Zulaſſung zur Habilitation genehmigt hat. 


Die Meldungen haben bei dem zuſtändigen 
Dekan, ihre Vorlage danach bei mir in einer Liſte 
nach beiliegendem Muſter zu erfolgen. Auf der 
Meldung hat der Dekan die erfolgte Zulaſſung zur 
Habilitation zu beſtätigen. 


Die Teilnehmerzahl für einen Lehrgang wird 
auf 30 bis 40 beſchränkt. 


Es ſind in dieſem Sommer Lehrgänge für die 
Zeit vom 1. Juli bis 28. Juli, vom 2. Auguſt bis 
28. Auguſt und vom 2. September bis 29. Sep⸗ 
tember 1937 in Ausſicht genommen. Die Zuteilung 
zu dieſen Lehrgängen muß ich mir im Hinblick auf 
die zu erwartenden Meldungen vorbehalten. 


Ich erſuche, mir bis ſpäteſtens 10. Juni 1937 
die Teilnehmerliſte vorzulegen. Dieſe Friſt muß 
innegehalten werden: Meldungen nach jenem Zeit⸗ 
punkte können keine Berückſichtigung für dieſe Lehr⸗ 
gänge finden. 


Die Teilnehmergebühr für den geſamten 
Dozentenlehrgang beträgt 60 RM nebſt einer 
geringen Verſicherungsgebühr. 


Der Ort und die Zeit der Lehrgänge, der Reiſe⸗ 
tag, die Art der zweckmäßigen Wäſche und Kleidung 
werden jedem Teilnehmer in dem ihm zugehenden 
Einberufungsſchreiben angegeben werden. 


Jeder Teilnehmer erhält mit der Einberufung 
einen unterzeichneten Vordruck zur Erlangung der 
a bei Benutzung der Eiſen⸗ 
ahn. 


Verpflegung und Unterkunft werden von der 
Lagerleitung gewährt. 


Den in Ausſicht genommenen Teilnehmern iſt 
zu ihrer näheren Unterrichtung Einſicht in dieſen 
Erlaß zu gewähren; ihre Meldung für die Teilnahme 
an dem Lehrgang iſt nur mit ihrem Einverſtändnis 
vorzulegen. Die Meldung hierher kann auch nur 
nach ſelbſtändiger Regelung für etwa in Frage 
kommende Vertretungen mit den Leitern der 
Inſtitute und Kliniken entſprechend den örtlichen 
Notwendigkeiten erfolgen, damit in dieſer Hinſicht 
Hemmniſſe und Schriftwechſel für den Hochſchul⸗ 
betrieb und kurz vor Beginn des Lehrgangs ver⸗ 
mieden werden. Auch ſind aus dieſen Gründen die 
in Frage kommenden Teilnehmer zu den erforder⸗ 
lichen Schritten zu veranlaſſen, die ein In⸗ 
einandergreifen von Lehrgängen mit militäriſchen 
Dienſtleiſtungen und ähnlichem vermeiden. 


Der Dozentenlehrgang hat den Zweck, die an⸗ 
gehenden Dozenten mit den gegenſeitigen zentralen 
Frageſtellungen der Wiſſenſchaft und Forſchung 
vertraut zu machen. Es erſcheint weiterhin not⸗ 
wendig, daß die künftigen Dozenten ſich ſchon früh⸗ 
zeitig kennenlernen, wodurch der Gemeinſchaftsgeiſt 
aller Dozenten über die Grenzen der Fakultäten 


und der einzelnen Hochſchule hinweg geweckt und 
gefördert wird. 


Berlin, den 11. Mai 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Wacker. 
An die nachgeordneten Dienſtſtellen der Preußiſchen 
Hochſchulverwaltung und die Hochſchulverwal⸗ 


tungen der Länder (außer Preußen) durch den 
Herrn Reichsſtatthalter. — W I 1649. 


(R Min AmtsblDDtſch Wiſſ. 1937 S. 266.) 


* 


Anlage. 
Meldungen 
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b) Für Preußen 


287. Aufnahmen an den preußiſchen Hoch⸗ 

ſchulen für Lehrerbildung und an der Hoch⸗ 

ſchule für Lehrerbildung in Saarbrücken zum 
Herbſt 1937. 


An den preußiſchen Hochſchulen für Lehrer⸗ 
bildung und der Hochſchule für Lehrerbildung in 
Saarbrücken können zum Herbſt 1937 noch eine 
Anzahl Plätze vergeben werden. Abiturienten, die 
zum Winterſemeſter 1937/38 (Beginn 20. Oktober 
1937) das Studium für das Lehramt an Volks⸗ 
ſchulen und das Studium für das Lehramt an 
höheren Schulen beginnen wollen, können ſich noch 
bis zum 1. Juli 1937 um Zulaſſung zum Studium 
bewerben. Die nur zweijährige Ausbildung für den 
Volksſchuldienſt gehört weiterhin zu den ausſichts⸗ 
reichſten Studiengängen unſerer Abiturienten. Die 
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Aufnahme des Studiums für das Lehramt an 
höheren Schulen kann ebenfalls empfohlen werden. 


Die Aufnahmegeſuche der Bewerber für das 
Lehramt an Volksſchulen ſowie an höheren Schulen, 
ſoweit es ſich nicht um Bewerber für das künſtleriſche 
Lehramt handelt, ſind bei einer der Hochſchulen für 
Lehrerbildung in Beuthen OS., Bonn, Cottbus, 
Dortmund, Elbing, Frankfurt a., O., Hirſchberg 
(Rigb.), Kiel, Lauenburg i. Pomm., Oldenburg i. O., 
Saarbrücken, Trier und Weilburg einzureichen. 
Etwaige Anfragen ſind ausſchließlich an die Ge⸗ 
ſchäftsſtellen dieſer Hochſchulen zu richten. Es darf 
ſich jeder Bewerber nur an einer Hochſchule für 
Lehrerbildung melden. Die Bewerber für das 
künſtleriſche Lehramt an höheren Schulen richten 
ihre Geſuche wie bisher an die Staatlichen Kunſt⸗ 
hochſchulen. Sie haben darin anzugeben, an welcher 
Hochſchule für Lehrerbildung ſie die zwei erſten 
Semeſter ſtudieren wollen. 


„Das Studium an den Hochſchulen für Lehrer⸗ 
bildung iſt gebührenfrei. 


„Die näheren Aufnahmebeſtimmungen ſind von 
mir unter dem 8. Dezember 1936 bekanntgegeben 
und auch in der Preſſe veröffentlicht worden. Sie 
ſind zu erfahren bei der Reichsſtelle für Schulweſen 
in Berlin⸗Schöneberg, dem Akademiſchen Aus⸗ 
kunftsamt der Univerſität Berlin in Berlin C 2, 
Bauhofſtraße 7, und den Geſchäftsſtellen der Hoch⸗ 
ſchulen für Lehrerbildung. 


Berlin, den 12. Mai 1937. 


„Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Wacker. 


Bekanntmachung. — W 1487 E III e, K I b. 
(RMin Amtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 267.) 


Erziehung 


a) Für das Reid 


288. Erfaſſung und Verwertung von Alt⸗ 
material. 


In Ergänzung meines Runderlaſſes vom 13. No⸗ 
vember 1936 — 2 II a 3715 —, betreffend Erfaſſung 
und Verwertung von Altmaterial, weiſe ich beſonders 
darauf hin, daß zu den innerhalbdes Schul- 
g.ebäudes ſelbſt anfallenden Altmaterialien auch 
die vollgeſchriebenen und nicht mehr benötigten 
Schulſchreibhefte ſowie grundſätzlich auch Zeichen⸗ 
hefte und ⸗blätter zu rechnen find, deren Sammlung 
und Verkauf an den bzw. einen der nächſten nicht⸗ 
jüdiſchen Altmaterialhändler zur Gewinnung von 
Papierrohſtoffen dringend erwünſcht iſt. Unter 
Schulſchreibheften ſind alle von den Schülern 
benutzte Hefte zu verſtehen. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 13. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Ehrlicher. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen), den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland in Saarbrücken, die Herren Ober⸗ 
präſidenten (Abteilung für höheres Schulweſen), 
den Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin (Abteilung II und III) in Berlin und die 
Herren Regierungspräſidenten. — E III a 1348 
D 


(RMinAmtsblDDtſch Wiſſ. 1937 S. 268.) 


289. Grundliſte für Schülerbüchereien der 


Volksſchulen. 
In der mit Einführungserlaß vom 29. Januar 
1937 — E IIa 3296 W (b) — (RMinAmtsbl. 


Dtſch Wiſſ. S. 48 ff.) herausgegebenen Grundliſte 
für Schülerbüchereien der Volksſchulen iſt das unter 
Nr. 50 aufgeführte Buch: „Murr, Jan: Der 
Admiral. Leben und Tod derer vor Falkland. 
Berlin, Junge Generation“ aus beſonderer Ver⸗ 
anlaſſung geſtrichen worden. Ich erſuche, in ge⸗ 
eigneter Weiſe das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Die Staatlichen Beratungsſtellen ſind durch die 
Reichsſtelle für volkstümliches Büchereiweſen, 
Berlin W 50, Regensburger Straße 25, verſtändigt. 


Berlin, den 12. Mai 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Frank. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken, die Herren Regierungspräſidenten und 
den Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin (Abteilung für Volks⸗ und Mittelſchulen) 
in Berlin. — E IIa 1109 E III a, V. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 268.) 


290. Neligionsunterricht. 


Aus Anlaß verſchiedener Anfragen ordne ich 
unter Bezugnahme auf meinen Runderlaß vom 
26. Juni 1936 — E IIa 1177 II E III, E IV, E V, 
M — an: 


Schüler, die vom ſchulplanmäßigen Religions⸗ 
unterricht ordnungsmäßig abgemeldet worden ſind, 
ſind von der Teilnahme am Religionsunterricht und 
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— 


an religiöſen Schulveranſtaltungen mit ſofortiger 
Wirkung befreit. 


Berlin, den 13. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken, die Herren Preußiſchen Regierungs⸗ 
präſidenten, die Herren Oberpräſidenten (Ab⸗ 
teilung für höheres Schulweſen) und den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 
(a) Abteilung für höheres Schulweſen, b) Ab⸗ 
teilung für Volks⸗ und Mittelſchulen). — E II a 
355 E III, E IV, E V, M. 


(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1937 S. 268.) 


291. Behandlung der Nichtſchüler, die dem⸗ 
nächſt die Oberſekunda⸗ oder Reifeprüfung 
ablegen wollen. 


Es iſt bei mir angefragt worden, in welcher 
Weiſe Nichtſchüler, die demnächſt die Oberſekunda⸗ 
oder Reifeprüfung ablegen wollen, infolge Ein⸗ 
führung der neuen Schulreform zu behandeln ſind. 
Ich ordne daher an, daß die Nichtſchüler, die bereits 
ihre Vorbereitungen nach einer der bisherigen 
Schulformen begonnen haben, bis einſchließlich 
Oſtern 1939 auch noch die Oberſekunda⸗ oder Reife⸗ 
prüfung nach dieſen Schulformen ablegen können. 


Berlin, den 14. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Ehrlicher. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung für 
höheres Schulweſen) in Berlin, die Unterrichts⸗ 
verwaltungen der Länder und den Herrn Reichs⸗ 
kommiſſar für das Saarland in Saarbrücken. — 
e e 

(RMinAmtsbl tſch Wiſſ. 1937 S. 269.) 


292. Engliſche Lehrbücher für Sexta. 


Im Anſchluß an meine Runderlaſſe vom 5. Fe⸗ 
bruar 1937 — E III a 356 — und vom 1. März 
1937 — E III a 630 — genehmige ich die folgenden 
engliſchen Lehrbücher für Sexta: 

1. Engliſch für Oberſchulen. Von Dr. Heinrich 
König, Dr. Leonhard Röttenbacher, 
Dr. Siegmund Speyerer, Dr. Hans 
Zagel. Erſter Teil. Bamberg und München 
1937, C. C. Buchners Verlag, J. Lindauerſche 
Univerſitätsbuchhandlung (Schöpping). 


2. Lehrbuch der engliſchen Sprache für Ober- 
ſchulen für Jungen. Unter Mitarbeit von 
W. L. Wood verfaßt von Dr. Guſtav Schad. 
Erſter Teil. Frankfurt a. M. 1937, Verlag 
Moritz Dieſterweg. 


3. Lehrbuch der engliſchen Sprache für Ober⸗ 
ſchulen für Mädchen. Unter Mitarbeit von 
W. L. Wood verfaßt von Dr. Guſtav Schad. 
Erſter Teil. Frankfurt a. M. 1937, Verlag 
Moritz Dieſterweg. 


4. Engliſches Unterrichtswerk für Oberſchulen. 
Erſter Teil: The English Primer. Von Rudolf 
Salewsky. Mit Bildfibel. Dresden 1937, 
Verlag L. Ehlermann. Beſtellnummer 2141. 


5. Engliſch für die deutſche Jugend. Einheits⸗ 
ausgabe für Oberſchulen. Von Dr. Alfred 
Bernhard. Erſter Teil. Max Kellerers 
Verlag, München. 


6. Engliſch für die deutſche Jugend. Ausgabe für 
Oberſchulen für Mädchen. Von Dr. Alfred 
Bernhard. Erſter Teil. Max Kellerers 
Verlag, München. 


7. Teubners Engliſches Unterrichtswerk. Aus⸗ 
gabe A: für Oberſchulen für Mädchen. Erſter 
Teil. Herausgegeben von Helmut Grabſch. 
Leipzig und Berlin 1937, Verlag und Druck 
von B. G. Teubner. (Beſtellnummer 3040.) 


8. Teubners Engliſches Unterrichtswerk. Aus⸗ 
gabe B: für Oberſchulen für Jungen. Erſter 
Teil. Herausgegeben von Wilhelm Gſchwend. 
Leipzig und Berlin 1937, Verlag und Druck 
von B. G. Teubner. (Beſtellnummer 3045.) 


9. Current English für Oberſchulen. Erſter Teil. 
Abgefaßt von Dr. Johannes F. Klein unter 
Mitwirkung von Profeſſor Dr. H. Gade. 
Bielefeld und Leipzig 1937, Verlag Velhagen 
& Klaſing. 


10. Real English für Oberſchulen. Erſter Teil. 
Bearbeitet von Dr. Walther Zorn, Dr. Ernſt 
Zellmer, Dr. Erich Weltzien. Berlin 
1937, Weidmannſche Verlagsbuchhandlung. 


Die Genehmigung iſt eine vorläufige. Eine 
endgültige Genehmigung der einzelnen Lehrbücher 
kann erſt nach Vorlage und Prüfung der geſamten 
Unterrichtswerke erfolgen. 


Die hiermit genehmigten Lehrbücher können von 
den Schulleitern eingeführt werden, ohne daß es 
eines beſonderen Antrags bei der Schulaufſichts⸗ 
behörde bedarf. Dies gilt auch für die Fälle, in 
denen Bücher eines anderen Verlages eingeführt 
werden ſollen. Abſ. 3 des Runderlaſſes vom 5. Fe⸗ 
bruar 1937 — E III a 356 — hebe ich hiermit auf. 


Ich erſuche, die Liſte der genehmigten Bücher 
umgehend den Ihnen unterſtellten höheren 
Schulen mitzuteilen. 

Ich habe Veranlaſſung, erneut auf meinen 
Runderlaß vom 1. März 1937 — E III a 630 — 
hinzuweiſen, daß andere als die hier genehmigten 
engliſchen Lehrbücher im Unterricht der Sexta nicht 
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benutzt werden dürfen. Ich mache den Schul 
aufſichtsbehörden die Durchführung dieſer An⸗ 
ordnung zur unbedingten Pflicht. 


Berlin, den 19. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Bojunga. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung für 
höheres Schulweſen), die Unterrichtsverwaltungen 
der Länder und den Herrn Reichskommiſſar für 
das Saarland in Saarbrücken. — E III a 1500. 


(RMinAmtsblDtſchWiſſ. 1937 S. 269.) 


293. Vorläufige Richtlinien für die Abhaltung 
wetterkundlicher Lehrerkurſe im Reichs: 
wetterdienſt. 


Nachſtehend veröffentliche ich die Vorläufigen 
Richtlinien für die Abhaltung wetterkundlicher 
Lehrerkurſe im Reichswetterdienſt mit dem Be⸗ 
merken, daß die wetterkundlichen Lehrerkurſe nur in 
den Schulferien abgehalten werden dürfen. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Vorläufige Richtlinien 
für die Abhaltung wetterkundlicher Tehrerkurſe 
im RNeichswetterdienſt. 


(Dauer des Kurſus: 2 Tage.) 


Ziel des Kurſus: Bekanntmachung der Lehrer⸗ 
ſchaft mit den wetterkundlichen Problemen und den 
Arbeiten des Reichswetterdienſtes zum Zweck einer 
erfolgreichen Unterweiſung und Aufklärung der 
Jugend in wetterkundlichen Fragen. 


Vorträge. 
Erſter Tag. 
Vormittags: 
1. Die meteorologiſchen Beobachtungen als 


Grundlage des geſamten Wetterdienſtes mit 
Beſprechung der erforderlichen Meßinſtrumente. 

Hierbei iſt beſonderes Gewicht zu legen auf 
die Beſprechung der im täglichen Leben ge⸗ 
bräuchlichen und in der Schule zu benutzenden 
Inſtrumente. 


2. Das Wetternachrichtenweſen. 

Der Vortrag ſoll den Kurſusteilnehmern 
Entwicklung und Stand des Wetternachrichten⸗ 
weſens aufzeigen und ſie insbeſondere über 
Umfang und Bedeutung dieſes Dienſtes in⸗ 
formieren. 


3. Grundbegriffe der Wetteranalyſe. 

Hier ſind nur die allerwichtigſten Gedanken⸗ 
gänge, ausgehend von der allgemeinen Zirku⸗ 
lation, zu bringen, und zwar ſind beſonders 
zu behandeln Aufbau und Zirkulation in Hoch⸗ 
und Tiefdruckgebieten, Klaſſifikation der Luft⸗ 
maſſen ſowie Zuſammenwirkung von Kalt- und 
Warmluftmaſſen beim Wettergeſchehen. 

Nachmittags: 
Zeichnen einer Wetterkarte. 

Dieſe Wetterkarte iſt ſo vorzubereiten, daß 
alle außerdeutſchen Meldungen bereits ein⸗ 
getragen ſind und die Kurſusteilnehmer an 
Hand dechiffrierter Wettermeldungen nur noch 
die deutſchen Meldungen eintragen müſſen. 
Bei der Ausarbeitung der Wetterkarte iſt außer 
der Erarbeitung der Iſobaren auch in einfachſter 
Art die Luftmaſſenanalyſe zu berückſichtigen. 
(Geeignete Wetterlage auswählen.) 


eg. 
Vormittags: 


4. Die Methoden der Wettervorherſage und ihre 

Entwicklung, insbeſondere nach dem Kriege. 
In Verbindung mit den Vorträgen über 

die Methoden der Wettervorherſage werden 
den Kurſusteilnehmern zweckmäßigerweiſe 
Folgen von Wetterlagen in die Hand gegeben, 
damit ſie an Beiſpielen ſelbſt die angeſtellten 
Überlegungen prüfen können. 

5. Möglichkeiten und Grenzen der Kurz- und 
Langfriſtvorherſagen. 


Nachmittags: 
6. Methodik des wetterkundlichen Unterrichts. 
7. Abſchließende Diskuſſion. 


Größter Wert iſt bei der Abhaltung eines der⸗ 
artigen Kurſus auf eine eingehende abſchließende 
Diskuſſion mit den Lehrern zu legen. In dieſer 
Diskuſſion müſſen nicht nur Fragen, die im Anſchluß 
an die behandelten Probleme auftauchen, geklärt 
werden, ſondern es iſt auch erforderlich, daß alle 
Fragen wetterkundlicher Art, die von ſeiten der 
Lehrerſchaft angeſchnitten werden — mögen ſie ſich 
nun mit dem Mond und Bauernregeln oder mit 
der Welteislehre befaſſen —, eingehend erörtert 
werden. Nur ſo kann das oben geſteckte Ziel wirklich 
erreicht werden. 

Es iſt ferner wichtig, daß den Lehrern zur not⸗ 
wendigen Vertiefung in die wetterkundlichen Pro⸗ 
bleme geeignete Literatur angegeben wird. Ein 
Verzeichnis iſt am Schluß beigefügt. 

Ein äußeres Zeichen für einen erfolgreichen 
Lehrerkurſus wird ſtets eine gewiſſe Zahl von neu 
hinzukommenden Wetterkartenabonnenten ſein. 
Diejenigen Stellen, die ſelbſt keine Wetterkarte 
herausgeben, verweiſen auf die nächſtgelegene 
Wetterwarte. Bei Abhaltung größerer Kurſe ſollte 
auch nicht verſäumt werden, die Preſſe zu den ab⸗ 
ſchließenden Diskuſſionen einzuladen, um ſo der 
Offentlichkeit Gelegenheit zu geben, ſich für die 
Tätigkeit des Wetterdienſtes zu intereſſieren, und 
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auch die Zeitungen anzuregen, an Stelle von vielfach 
noch abgedruckten wilden Wetterprognoſen die 
amtlichen Vorherſagen des Reichswetterdienſtes zu 
veröffentlichen. 

E 


7% nn, 


Albrecht⸗Voigts⸗Paech: Grundzüge der 
Meteorologie und ihre unterrichtliche Be⸗ 
handlung in Volks- und höheren Schulen. 1927. 
5,40 RM. 


Linke⸗Klößner: Der wetterkundliche Unter⸗ 
richt. Verlag Dieſterweg, Frankfurt a. M. 


von Ficker: Wetter und Wetterentwicklung⸗ 
1932. Geb. 4,80 RM. 


Georgii: Flugmeteorologie. 1927. Geb. 7 RM. 


Georgii: Wettervorherſage, Fortſchritte der 
ſynoptiſchen Meteorologie. (Wiſſenſchaftliche 
Forſchungsberichte: Naturwiſſenſchaftliche 
Reihe.) 1924. Geb. 11,20 RM. 


Georgii⸗Höhndorf: Der Segelflug und 
ſeine Kraftquellen im Luftmeer. 3. Auflage. 
1935. Geb. 1,80 RM. 


Noth: Wetterkunde für Flieger und Freunde der 
Luftfahrt. 2., vermehrte und verbeſſerte Auf⸗ 
lage. 1934. Geb. 2,40 RM. 


Lernmittel für die Hand des Schülers: 
Arbeitsheft „Wetterkunde“. Ein Monat Wetter⸗ 


beobachtungen. Bearbeitet von Dr. H. Noth 
und Studienrat B. Zinnecker. 


Berlin, den 19. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Ehrlicher. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken, die Herren Oberpräſidenten (Abteilung 
für höheres Schulweſen), die Herren Regierungs- 
präſidenten und den Herrn Stadtpräſidenten der 
Reichshauptſtadt Berlin in Berlin. — E III b 
1351/37 b. 

(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 270.) 


294. Volkswirtſchaft — Hauswirtſchaft. 


Das Deutſche Frauenwerk ift an mich herau⸗ 
getreten mit der Bitte, die Aufklärungsarbeit über 
Ernährungsfragen im Rahmen des Vierjahresplans 
auch durch die Schulen zu unterſtützen. 


Nach den Feſtſtellungen des Deutſchen Frauen- 
werks ſind die Hausfrauen durch den Unterricht in 
den hauswirtſchaftlichen Lehranſtalten und durch 
Kurſe für die notwendige Umſtellung in der Er- 
nährung verhältnismäßig leicht zu gewinnen, 
während ſehr häufig die Männer, vor allem die 


männliche Landjugend, eine Anderung der Er⸗ 
nährungsweiſe ablehnen. 

Um dieſe Schwierigkeiten zu beheben, erſuche 
ich, die Lehrkräfte der Fach⸗ und Berufsſchulen, 
insbeſondere der landwirtſchaftlichen Berufs⸗ und 
Fachſchulen, anzuweiſen, den praktiſchen Er⸗ 
nährungsfragen im Körper⸗ und Geſundheitspflege⸗ 
unterricht bzw. bei der Beſprechung des Vierjahres⸗ 
planes ganz beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 

Auf den Erlaß „Verbrauchslenkung im haus⸗ 
wirtſchaftlichen Unterricht“ vom 26. Januar 1937 
(RMinAmtsbldDtſch Wiſſ. Heft 4 S. 71) weile ich in 
dieſem Zuſammenhang hin. 


Berlin, den 18. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Döring. 


An die Herren Regierungspräſidenten. — Abdruck 
an die Unterrichtsverwaltungen der Länder. — 
eng E IV. 

(RMinAmtsblotſch Wiſſ. 1937 S. 271.) 


b) Für Preußen 


295. Feſtſtellung der Mehrſtellen für den 
Sonderbeitrag der Gemeinden und den Staats⸗ 
beitrag zur Landesſchulkaſſe. 


In dem § 6 (2) a der Durchführungsverordnung 
vom 24. März 1937 (GS. S. 24) zum Volksſchul⸗ 
finanzgeſetz ſind die jüdiſchen öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen in Erwartung einer geſetzlichen Neu⸗ 
regelung des jüdiſchen Schulweſens nicht als 
beſondere Schulgattung für die Zählung der 
Schulkinder aufgeführt worden. Da die Neu⸗ 
regelung noch ausſteht, beſtimme ich im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Herrn Miniſter des Innern 
und dem Herrn Preußiſchen Finanzminiſter, daß 
die jüdiſchen öffentlichen Volksſchulen bis auf 
weiteres im Sinne des $ 6 (2) a der Durch⸗ 
führungsverordnung zum Volksſchulfinanzgeſetz 
als beſondere Schulgattung für die Zählung der 
Schulkinder zu behandeln ſind. 

Dieſes iſt bei allen ſtatiſtiſchen Aufſtellungen 
und bei der Feſtſetzung des Sonderbeitrages der 
Gemeinden zur Landesſchulkaſſe für Mehrſtellen 
zu beachten (§§ 14 und 16 des Volksſchulfinanz⸗ 
geſetzes, $ 6 der Durchführungsverordnung und 
Nr. 35 Abſ. 3 und 4 und Nr. 38 Abſ. I der Aus⸗ 
führungsanweiſung vom 25. März 1937). 


Berlin, den 24. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Frank. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
(Abteilung für Volks- und Mittelſchulen). — 
E IIe 1151. 

(RMin Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 271.) 
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296. Lehrdienſtarbeitsgemeinſchaften für die 
Philologieſtudierenden. 


Der Reichsſtudentenführer hat mir mitgeteilt, 
daß vom Beginn des Sommerſemeſters 1937 ab 
von der Reichsſtudentenführung an den deutſchen 
Univerſitäten für die Philologieſtudierenden Lehr⸗ 
dienſtarbeitsgemeinſchaften eingerichtet werden. 
Dieſe Arbeitsgemeinſchaften haben den Zweck, die 
Studenten der Philologie ſchon auf der Univerſität 
mit der höheren Schule und ihren Aufgaben in 
Verbindung zu bringen, indem kleine Gruppen 
von 2 bis 3 Studenten am Leben einer höheren 
Schule teilnehmen. 


Dieſer Plan der Reichsſtudentenführung geht 
in derſelben Richtung, welche der Runderlaß vom 
7. Juli 1926 — U II 15179 U 1, U IV. 1. — ver⸗ 
folgt. Von der in dieſem Erlaß gebotenen Mög⸗ 
lichkeit haben bisher verhältnismäßig wenige Stu⸗ 
denten Gebrauch gemacht. Es iſt zu hoffen, daß 
das Vorgehen der Reichsſtudentenführung weitere 
Kreiſe der Studentenſchaft veraulaſſen wird, auf 
dieſe Weiſe frühzeitig die Verbindung mit der 
höheren Schule zu ſuchen. 


Die Grundſätze, die in dem vorbezeichneten Erlaß 
ausgeſprochen ſind, haben in allen weſentlichen 
Punkten auch heute noch Geltung. 


Im einzelnen bemerke ich hierzu folgendes: 


1. Die Teilnahme an den Lehrdienſtarbeits⸗ 
gemeinſchaften und die Tätigkeit an einer 
höheren Schule bleibt freiwillig. 

2. Ausgeſchloſſen bleibt auch fernerhin jede Be⸗ 
auftragung mit ſelbſtändig em Unterricht 
oder einer ſelbſtändigen Erziehungs⸗ 
aufgabe. Dagegen ſoll den Studenten Ge⸗ 
legenheit auch zu einzelnen Unterrichtsverſuchen 
unter Aufſicht gegeben werden. 


3. Die Inanſpruchnahme von Schulen, die durch 
Referendarausbildung ſchon ſtark belaſtet ſind, 
muß vermieden werden. 


Ich erſuche, die Leiter (Leiterinnen) der höheren 
Schulen Ihres Amtsbereichs ſofort entſprechend zu 
benachrichtigen und ſie beſonders darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß ich jede mögliche Förderung dieſer 
Einrichtung von ihnen erwarte. 

Der durch Runderlaß vom 31. Juli 1931 — U II 
16223 — zum 1. Januar j. Is. geforderte Bericht 
iſt auch weiterhin zu erſtatten. 


Berlin, den 22. Mai 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Wacker. 
An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 


(Abteilung für höheres Schulweſen). — E III e 
1227 wel, WB: 


(RMinAmtsblOtſchWiſſ. 1937 S. 272.) 


297. Ferienpraxis der Lehrperſonen an Berufs: 
und Fachſchulen. 


Ich habe auch für dieſes Jahr die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen, die es den Lehrperſonen an 
Berufs⸗ und Fachſchulen ermöglichen ſollen, ihre 
praktiſchen Kenntniſſe und Fähigkeiten in den Ferien 
zu überholen. Wegen der Notwendigkeit dieſer 
Maßnahme verweiſe ich auf meinen Runderlaß vom 
19. Mai v. Is. — E IV 4188/36 — und erwarte, 
daß die Berufs- und Fachſchullehrer (lehrerinnen) 
in ihrem eigenen Intereſſe und in Intereſſe der 
Vertiefung ihres Unterrichts bemüht ſein werden, 
von dieſer Überholungseinrichtung Gebrauch zu 
machen. Ebenſo erwarte ich, daß die Schulträger 
bemüht ſein werden, das Ihre im Sinne meines 
Runderlaſſes vom 19. Mai v. Is. beizutragen, um 
dieſe Möglichkeit zur Überholung des Wiſſens und 
Könnens der Lehrer (Lehrerinnen) an ihren Berufs- 
und Fachſchulen zu fördern. ö . 

Die Durchführung der Ferienpraxis 1937 erfolgt 
wie bisher in Zuſammenarbeit mit dem Deutſchen 
Ausſchuß für Techniſches Schulweſen (Datſch) e. V., 
Berlin NW'7, Dorotheenſtraße 35, und zwar im 
weſentlichen nach Maßgabe der Ausführungen in 
meinem Runderlaß vom 27. März 1935 — E IV 
3768/35 —— Sie haben hinſichtlich der Beſtimmung 
der Arbeitsſtätte für die praktiſche Arbeitsleiſtung 
und hinſichtlich der geldlichen Unterſtützung der 
Teilnehmer an der Ferienpraxis in dieſem Jahr 
einige Anderungen erfahren. Der Überſichtlichkeit 
halber laſſe ich die Grundſätze über die Durchführung 
der Ferienpraxis für 1937 hier folgen: 

1. Die Teilnahme an der Ferienpraxis iſt frei⸗ 
willig. 

2. Für die Teilnahme an der Ferienpraxis 
kommen in erſter Linie feſtangeſtellte Lehrperſonen 
an Berufs- und Fachſchulen in Frage mit weniger 
als drei Jahren praktiſcher Tätigkeit. 

3. Die Ferienpraxis dauert vier Wochen; ſie 
gilt als Schuldienſt und findet außerhalb der ſonſtigen 
Fortbildungslehrgänge ſtatt. Während der Dauer 
der Ferienpraxis unterſtehen die Teilnehmer der 
für den Beſchäftigungsort zuſtändigen Schulaufſichts⸗ 
behörde. 

4. Die Regelung von Unfallfürſorgefällen 
erfolgt nach den Beſtimmungen des neuen Deutſchen 
Beamtengeſetzes vom 26. Januar 1937 (RGBl. I 
S. 99 ff.). 

5. Den Teilnehmern an der Ferienpraxis 
werden aus der Staatskaſſe die Fahrkoſten der 
dritten Wagenklaſſe und bei Entfernungen über 
100 km vom Wohnort der Schnellzugszuſchlag ver⸗ 
gütet. Selbſtverſtändlich iſt, ſoweit dies die Tarif⸗ 
beſtimmungen der Reichsbahn zulaſſen, von jeder 
Verbilligung der Reiſeausführung Gebrauch zu 
machen. 

Ferner erhalten die Lehrperſonen aus ſtaatlichen 
Mitteln einen Zuſchuß von 50 RM zu den ihnen 
durch die Teilnahme an der Ferienpraxis infolge 
Beſchaffung von Arbeitsgeräten und Berufskleidung 
uſw. erwachſenen beſonderen Aufwendungen. 

Mit der Erſtattung der Fahrkoſten und der Aus⸗ 
zahlung des Zuſchuſſes wird die für den Dienſtort 
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der Lehrperſonen zuſtändige Regierungshauptkaſſe 
auf Grund einer Beſcheinigung (vgl. Ziff. 6) des 
Datſch beauftragt werden, in der angegeben iſt, 
daß die Lehrperſon zur Teilnahme an der Ferien⸗ 
praxis ſich an einem beſtimmten Tage in einem mit 
Firma und Sitz genau bezeichneten Betrieb ein⸗ 
zufinden hat. Die Beſcheinigung iſt dem Regierungs- 
präſidenten mit der Bitte um vorſchußweiſe Zahlung 
der Fahrkoſten und des Zuſchuſſes vorzulegen. 

6. Der Betrieb, in dem die praktiſche Tätigkeit 
erfolgt, wird vom Datſch beſtimmt und den Teil⸗ 
nehmern in Form einer Beſcheinigung (vgl. Ziff. 5 
Abſ. 3) rechtzeitig mitgeteilt werden. Eine Auswahl 
des Betriebes durch den Teilnehmer ſelbſt iſt, worauf 
hiermit beſonders hingewieſen wird, nicht mehr 
zuläſſig. Vorausſetzung für die Erſtattung der Fahr⸗ 
koſten und die Gewährung des Zuſchuſſes iſt, daß 
die Vermittlung der praktiſchen Tätigkeit durch den 
Datſch erfolgt. 

7. Die Anmeldung zur Teilnahme an der 
Ferienpraxis iſt ſpäteſtens bis zum 31. d. Mts. an 
den zuſtändigen Regierungspräſidenten (für Berlin: 
an den Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 
— Abteilung für Berufs- und Fachſchulweſen —) zu 
richten. Die Meldungen müſſen enthalten: genaue 
Angaben über Fachrichtung, bisherige Praxis, Dauer 
der Lehrtätigkeit und genaue Angaben über Anfang 
und Ende der diesjährigen Sommerferien. Die 
Anmeldungen müſſen, ſoll eine friſtgerechte Ein⸗ 
weiſung gewährleiſtet werden, ſpäteſtens bis zum 
15. Juni d. Is. an den Datſch weitergeleitet ſein. 

8. Am Schluß der Ferientätigkeit wird für den 
Teilnehmer von dem Betriebsführer, in deſſen 
Betrieb die Ferienpraxis erfolgte, eine Beſcheinigung 
ausgeſtellt und dem Datſch zugeleitet. Die Be⸗ 
ſcheinigung weiſt aus, von wann bis wann die Lehr⸗ 
perſon in dem Betriebe gearbeitet hat und mit 
welchen Arbeiten ſie befaßt worden iſt. Die Ur⸗ 
ausfertigung wird den Teilnehmern auf dem Dienſt⸗ 
wege zugeleitet; eine Abſchrift von ihr wird zu 
ihren Perſonalakten genommen. 


Berlin, den 8. Mai 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Heering. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin (Abteilung für Berufs⸗ und Fachſchul⸗ 
weſen) in Berlin. — E IV 4914, 


(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 272.) 


298. Schulaufſicht über das landwirtſchaftliche 
Schulweſen; hier: Dienſtſitz und Dienſtbezirk 
der Regierungs⸗ und Landwirtſchaftsſchulräte. 


Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 13. April 
1937 — E V 145 1 (a) — (RMinAmtsbltſch Wiſſ. 
S. 232) beſtimme ich, daß die 11 Regierungs- und 
Landwirtſchaftsſchulräte folgenden Regierungs- 
präſidenten zugeteilt und ihren Dienſt zu dem jeweils 
bezeichneten Zeitpunkte antreten werden: 


1. dem Regierungspräſidenten in Wiesbaden 
für die Regierungsbezirke Wiesbaden, Kaſſel 
und Sigmaringen ab 15. Mai 1937, 

2. dem Regierungspräſidenten in Koblenz 
für die Regierungsbezirke Koblenz, Trier, 
Köln, Aachen, Düſſeldorf ab 1. Juni 1937, 

3. dem Regierungspräſidenten in Münſter 
für die Regierungsbezirke Münſter, Arnsberg, 
Minden ab 10. Mai 1937, 

4. dem Regierungspräſidenten in Hannover 
für die Regierungsbezirke Hannover, Hildes⸗ 
heim, Lüneburg, Osnabrück, Aurich ab 1. Juni 
1937, 

5. dem Regierungspräſidenten in Schleswig 
für die Regierungsbezirke Schleswig, Stade 
e un 1987, 

6. dem Regierungspräſidenten in Magdeburg 
für die Regierungsbezirke Magdeburg, Merſe⸗ 
burg, Erfurt ab 1. Auguſt 1937, 

7. dem Regierungspräſidenten in Potsdam 
für die Regierungsbezirke Potsdam, Frank 
furt a./ O. ab 1. Auguſt 1937, 

8. dem Regierungspräſidenten in Breslau 
für die Regierungsbezirke Breslau, Liegnitz, 
Oppeln ab 1. Mai 1937, 

9. dem Regierungspräſidenten in Stettin 
für den Regierungsbezirk Stettin ab 1. Juli 
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10. dem Regierungspräſidenten in Schneidemühl 
für die Regierungsbezirke Schneidemühl, 
Köslin ab 1. Mai 1937, 

11. dem Regierungspräſidenten in Königsberg 
für die Regierungsbezirke Königsberg, Marien⸗ 
19 98 Allenſtein, Gumbinnen ab 1. Mai 

Lo 


Berlin, den 11. Mai 1937. 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


Bekanntmachung. — E V 1519 III. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 273.) 


299. Abſchlußzeugnis für die Anterklaſſe an 
Landfrauenſchulen. 


Zum Schreiben vom 26. April 1937 — II E 
1/2476/37 —. 

Ich bin ausnahmsweiſe damit einverſtanden, 
daß diejenige Schülerin, die die Mädchenabteilung 
einer Landwirtſchaftsſchule mit Erfolg beſucht hat, 
bereits nach halbjährigem Beſuch der Unterklaſſe 
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einer Landfrauenſchule das Abſchlußzeugnis erhält. 
Ich ſetze dabei als ſelbſtverſtändlich voraus, daß das 
Ziel der Landfrauenſchule erreicht ſein muß. 


Bei dieſer Gelegenheit weiſe ich jedoch darauf 
hin, daß in die Landfrauenſchule in der Regel nur 
ſolche Schülerinnen aufgenommen werden ſollen, 
die die Schule ein volles Jahr beſuchen. Der halb⸗ 
jährige Beſuch der Landfrauenſchule iſt nach Mög⸗ 
lichkeit zu vermeiden. 


Berlin, den 13. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Döring. 


An den Reichsnährſtand (Verwaltungsamt), Berlin 
SW 11, Deſſauer Straße 26. — Abdruck an die 
Herren Regierungspräſidenten. — E V 1640. 


(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1937 S. 273.) 


Volksbildung 


a) Für das Reich 


300. Einziehung des aus den öffentlichen 
Volksbüchereien ausgeſonderten ſchädlichen 
und unerwünſchten Schrifttums. 


Das aus den öffentlichen Volks⸗ (Stadt⸗, Ge⸗ 
meinde⸗) Büchereien gemäß § 1 der Anordnung des 
Präſidenten der Reichsſchrifttumskammer vom 
25. April 1935 ausgeſonderte ſchädliche und un⸗ 
erwünſchte Schrifttum wird zur Zeit noch in einer 
Reihe von Fällen in den obengenannten Büchereien 
ſelbſt unter Verſchluß aufbewahrt. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichs⸗ und 
Preußiſchen Miniſter des Innern ordne ich hiermit 
an, daß alles unter die genannte Anordnung fallende 
ausgeſonderte Schrifttum bis zum 1. Auguſt d. 32. 
abzuliefern iſt, und zwar in Preußen an die Preu⸗ 
ßiſche Staatsbibliothek in Berlin, in Bayern an die 
Bayeriſche Staatsbibliothek in München, in den 
übrigen Ländern an die von den Unterrichts⸗ 
verwaltungen bezeichneten Landesbibliotheken. 


Den Staatlichen Landes⸗ und Beratungsſtellen 
für volkstümliches Büchereiweſen iſt von den zur 
Ablieferung aufgeforderten Büchereien mitzuteilen, 
wieviel Bände zur Ablieferung gekommen ſind. 


Die Staatlichen Landes⸗ und Beratungsſtellen 
zeigen mir über Sie das Geſamtergebnis bis zum 
1. September d. Is. an. Fehlanzeige iſt er⸗ 
forderlich. 

Wiſſenſchaftliche und Fachbüchereien, die von 
den Gemeinden unterhalten werden, fallen ebenſo 
wie die wiſſenſchaftlichen Beſtände von Einheits⸗ 
büchereien nicht unter dieſe Anordnung. 


Die Staatlichen Landes⸗ und Beratungsſtellen 
für volkstümliches Büchereiweſen ſind von dieſem 
Erlaß unmittelbar in Kenntnis geſetzt worden. 


Berlin, den 10. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Vertretung: Zſchintzſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken, die Herren Oberpräſidenten, die Herren 
Regierungspräſidenten und den Herrn Ober⸗ 
bürgermeiſter der Reichshauptſtadt Berlin. — 
Abſchrift zur Kenntnisnahme an die Staatlichen 
Landes⸗ und Beratungsſtellen für volkstümliches 
Büchereiweſen. — V b 2319/36 W 5 (b). 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 274.) 


301. Filmaufnahmen unter Beteiligung der 
Hochſchulen und wiſſenſchaftlichen Anftalten. 


Durch die Runderlaſſe vom 6. Februar 1935 
— R K 5563 W. 1. — (RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 
S. 66) und vom 12. Auguſt 1935 — Vb 2460 W. 1.— 
habe ich den Film allgemein in den Hochſchulen 
eingeführt und die Reichsſtelle für den Unterrichts⸗ 
film (Berlin W 35, Potsdamer Straße 120) für die 
Herſtellung von Hochſchul⸗ und Wiſſenſchaftsfilmen 
zur Verfügung geſtellt. Ich habe insbeſondere in 
dem genannten Erlaß vom 12. Auguſt 1935 an⸗ 
geordnet — worauf ich bei dieſer Gelegenheit erneut 
hinweiſe —, daß der Reichsſtelle von allen filmiſchen 
Angelegenheiten der Hochſchulen und Wiſſenſchaft⸗ 
lichen Anſtalten ſofort Mitteilung zu machen iſt. 
Das gilt insbeſondere, wenn Filme ohne Mit- 
wirkung der Reichsſtelle hergeſtellt oder von anderer 
Seite beſchafft werden ſollen. 


Ich begrüße es, wenn Hochſchullehrer den Film 
nicht nur als Unterrichtsmittel in den Vorleſungen 
benutzen, ſondern ſich ſeiner auch als einer Form 
wiſſenſchaftlicher Publikation bedienen. Ich bin 
überzeugt, daß der Film als wiſſenſchaftliches 
Publikationsmittel neben den Buchpublikationen 
erhebliche Bedeutung erlangen kann. Auch inſoweit 
wird die Reichsſtelle für den Unterrichtsfilm — ins⸗ 
beſondere in techniſcher und finanzieller Beziehung — 
wertvolle Hilfe und Unterſtützung gewähren können. 
Ich vermag es aber nicht ohne weiteres als eine 
wiſſenſchaftliche Tätigkeit anzuſehen, wenn Hoch⸗ 
ſchullehrer im Auftrage privater Filmherſteller an 
Filmen, die für die Lichtſpieltheater beſtimmt ſind, 
mitarbeiten. Ich verkenne nicht, daß die populäre 
filmiſche Darſtellung der Ergebniſſe wiſſenſchaftlicher 
Forſchung durchaus im öffentlichen Intereſſe liegen 
kann, muß mir aber in jedem Fall die Entſcheidung 
darüber vorbehalten, ob ſtaatliche Mittel, Apparate, 
Räume uſw. dafür zur Verfügung geſtellt werden. 
Auch ſoweit ſtaatliche Mittel uſw. nicht in Anſpruch 
genommen werden, liegt regelmäßig ein Fall ent⸗ 
geltlicher Nebenbeſchäftigung vor, der meiner Ge⸗ 
nehmigung bedarf. Die Herſtellung von Filmen 
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in Zuſammenarbeit mit der Reichsſtelle für den 
Unterrichtsfilm iſt als eine wiſſenſchaftliche Tätigkeit 
anzuſehen, die nach $ 11 des Deutſchen Beamten⸗ 
geſetzes ohne meine Zuſtimmung erfolgen kann. Ob 
auch die Mitarbeit an den Filmen privater Firmen 
ausnahmsweiſe als rein wiſſenſchaftliche Betätigung 
anzuſehen iſt, kann nur von Fall zu Fall entſchieden 
werden. Da derartige Fälle regelmäßig Zweifels⸗ 
fälle ſein werden, erſuche ich, mir Anzeige zu erſtatten, 
damit ich mich gegebenenfalls zur Auslegung des 
§ 11 des Deutſchen Beamtengeſetzes äußern kann. 


In allen Fällen, in denen Filme mit öffentlichen 
Mitteln oder in öffentlichen Inſtituten hergeſtellt 
werden, müſſen ſolche Filme der Geſamtheit der 
deutſchen Hochſchulen und wiſſenſchaftlichen An⸗ 
ſtalten zugänglich ſein. Die Reichsſtelle für den 
Unterrichtsfilm, die von mir mit der Verwaltung 
der Filmrechte aller wiſſenſchaftlichen Filme der 
mir unterſtehenden Dienſtſtellen beauftragt iſt, hat 
daher das Recht, von derartigen Filmen Kopien 
auch dann zu ziehen und dieſe Kopien zu verwerten, 
wenn ſie an dem Film ſelbſt nicht mitgearbeitet 
oder die Filmherſtellung ſelbſt nicht finanziert hat. 
Im Regelfall ſollen Wiſſenſchafts⸗ und Hochſchul⸗ 
filme jedoch in Zuſammenarbeit mit der Reichsſtelle 
für den Unterrichtsfilm hergeſtellt werden. In den 
Fällen, in denen ausnahmsweiſe ſolche Filme ohne 
Mitwirkung der Reichsſtelle hergeſtellt ſind, dürfen 
Kopien oder Lizenzrechte — insbeſondere an aus⸗ 
ländiſche Stellen — nur durch die Reichsſtelle ver⸗ 
äußert werden. 

Für die preußiſchen Hochſchulen beſtimme ich in 
Abänderung des Miniſterialerlaſſes vom 6. Februar 
1935 — R K 5563 W. 1.— (RMinAmtsbltſch Wiſſ. 
S. 66), daß die Rektoren (Direktoren) der Hoch⸗ 
ſchulen die Filmreferenten ſelbſtändig beſtimmen 
und der Reichsſtelle namhaft machen. Zu Film⸗ 
referenten ſollen nur Hochſchullehrer berufen werden, 
die ein ausgeprägtes perſönliches und möglichſt auch 
fachliches Intereſſe an wiſſenſchaftlichen Filmen 
haben. 


Berlin, den 19. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung des Staatsſekretärs: 
Wacker. 


An die nachgeordneten Dienſtſtellen der preußiſchen 
Hochſchulverwaltungen, die Hochſchulverwaltungen 
der Länder und die Reichsdienſtſtellen. — Ve 
1327/37 W. 

(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 274.) 


b) Für Preußen 


Körperliche Erziehung 
m f e e e eee e e e e e 


a) Für das Reich 


302. Zeitſchrift „Leibesübungen und körperliche 
Erziehung“. 


Ich habe genehmigt, daß die Zeitſchrift „Leibes⸗ 
übungen und körperliche Erziehung“ amtliches 
Organ des Reichserziehungsminiſteriums wird. Die 
Zeitſchrift erſcheint vom Juni 1937 an mit folgendem 
Titel: „Leibesübungen und körperliche Erziehung, 
herausgegeben im Auftrage des Reichs⸗ und Preu⸗ 
ßiſchen Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung von Miniſterialdirektor Profeſſor 
De a e e e ee 

Die Schriftleitung befindet ſich in Berlin WS, 
Unter den Linden 69. 

Verantwortlich für die Redaktion iſt Miniſterial⸗ 
rat Dr. Boye. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. bekanntgemacht. 


Berlin, den 14. Mai 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Krümmel. 


Bekanntmachung. — K Ib 8830/6. 2. 37. 
(RMinAmtsblDDtſch Wiſſ. 1937 S. 275.) 


b) Für Preußen 


303. Dezernenten für Leibesübungen und 
körperliche Erziehung bei den Oberpräſidenten. 


Nach dem Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz für das 
Rechnungsjahr 1937 haben die Dezernenten für 
Leibesübungen und körperliche Erziehung bei den 
Oberpräſidenten, die in eine Planſtelle der Reichs⸗ 
beſoldungsgruppe A 2 b eingewieſen worden find, 
mit Wirkung vom 1. April 1937 ab die Amts⸗ 
bezeichnung „Oberregierungs⸗ und ⸗ſchulrat“ zu 
führen. 

Berlin, den 13. Mai 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Krümmel. 


An die Herren Oberpräſidenten (mit Ausnahme von 
Schneidemühl und Oppeln) und den Herrn Stadt⸗ 
präſidenten der Reichshauptſtadt Berlin in 
Berlin. — K II 8200/12, 5. 37. 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 275.) 


Amelie e 


Inhaltsnachweis nach dem Datum der Verfügungen 


a) Reich und Preußen 


Für das Reich: 


Zugehörigkeit von Beamten zu Freimaurerlogen, anderen 
Logen oder logenähnlichen Organiſationen. Vom 5. Mai 
I a nn er rg 


Einziehung des aus den öffentlichen Volksbüchereien aus⸗ 
geſonderten ſchädlichen und unerwünſchten Schrifttums. 
Vom 10. Mai 1937 


Nichtwiſſenſchaftliche Leiſtungen zur Erlangung der Dozentur 
(Dozentenlehrgang). Vom 11. Mai 1937 
Grundliſte für Schülerbüchereien der Volksſchulen. Vom 
12, Mai 1937. 8 


Verzeichnis der den Verſorgungsanwärtern in meinem Ge⸗ 
ſchäftsbereich vorbehaltenen Beamtenſtellen. Vom 13. Mai 
e ee N ee 


193273 ee EEE en 
Religionsunterricht. Vom 13. Mai 19337. 


Behandlung der Nichtſchüler, die demnächſt die Oberſekunda⸗ 
oder Reifeprüfung ablegen wollen. Vom 14. Mai 1937. 


Zeitſchrift „Leibesübungen und körperliche Erziehung“. Vom 
A Mai 197 


Volkswirtſchaft — Hauswirtſchaft. Vom 18. Mai 197 
Engliſche Lehrbücher für Sexta. Vom 19. Mai 1937 


Vorläufige Richtlinien für die Abhaltung wetterkundlicher 
Lehrerkurſe im Reichswetterdienſt. Vom 19. Mai 1937 
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Filmaufnahmen unter Beteiligung der Hochſchulen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Anſtalten. Vom 19. Mai 1937 


Bezeichnung der Weltanſchauungsgemeinſchaft „Deutſche Gott⸗ 
erkenntnis (Haus Ludendorff)“. Vom 21. Mai 1937 


Sonderurlaub zur Teilnahme am Reichstreffen des Reichs⸗ 
bundes der Kinderreichen vom 5. bis 7. Juni 1937 in 
Frankfurt a. M. Vom 28. Mai 1937 


„„ „ „ Eu ac 


Für Preußen: 


Ferienpraxis der Lehrperſonen an Berufs- und Fachſchulen. 
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Schulaufſicht über das landwirtſchaftliche Schulweſen; hier: 
Dienſtſitz und Dienſtbezirk der Regierungs⸗ und Landwirt⸗ 
ſchaftsſchül rate Vom i Mai 93 8 

Aufnahmen an den preußiſchen Hochſchulen für Lehrerbildung 


und an der Hochſchule für Lehrerbildung in Saarbrücken zum 
, sans 


Abſchlußzeugnis für die Unterklaſſe an Landfrauenſchulen. Vom 
D ne Vrn TLETE 


Dezernenten für Leibesübungen und körperliche Erziehung bei 
den Oberpräſidenten. Vom 13. Mai 1937 


Lehrdienſtarbeitsgemeinſchaften für die Philologieſtudierenden. 
e 


Feſtſtellung der Mehrſtellen für den Sonderbeitrag der Gemeinden 
und den Staatsbeitrag zur Landesſchulkaſſe. Vom 24. Mai 1937 
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b) Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 


Keine Erlaſſe 


